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KANNIBALEN AM LEICHNAM?
Anfang März will Gesundheitsminister Seehofer einen Gesetzentwurf vorlegen, der mehr Menschen zur Organspen-
de bewegen soll. Ein heikles Unterfangen: Schon bei früheren Vorstößen des Gesetzgebers wurden die Ängste der
Deutschen unterschätzt, Ärzte könnten sich als „Leichenfledderer“ betätigen.
Lebertransplantation: Der moralische Druck, Organe herzugeben, wächst
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weimal, am 18. und am 25.Januar,
versammeltesich im Bonner Ge-Zsundheitsministerium einegemisch-

te Expertenrunde. Von denJuristen,
Moraltheologen und Medizinernver-
sprach sich Hausherr HorstSeehofer
dringend nötige Entscheidungshilfe.

Ob die Gespräche – Thema: „Erörte-
rung derEckpunkte zumTransplantati-
onsgesetz“ – dem Minister genützt h
ben, bleibt zweifelhaft. „Viel Unge-
mach“, prophezeite dieFrankfurter All-
gemeine, werde sich Seehofer mit dem
geplanten Paragraphenwerk aufhals
„Die Regelungen werden, wie immer s
aussehen mögen, aufmassiveKritik sto-
ßen.“

Dabei will der Gesundheitsreforme
aus Bayern nur einemvielbeklagten
Notstand abhelfen:Mehr als 10 000 Pa
tienten stehen in Deutschland auf d
Wartelisten der Transplantationschiru
gen; viele der meist Schwerkranke
sterben, bevorsich ein Ersatzorgan fü
sie finden läßt.

Anfang Märzwill Seehofer einen Ge
setzentwurf vorlegen, der dieEntnahme
und Weitergabe vonOrganenVerstor-
bener regeln und mehr Deutsche zu
Organspendebewegensoll – einheikles
Vorhaben, dasleicht zum Fiasko wer
den kann. ErstMitte Januar hatte de
Landtag vonRheinland-Pfalz ein scho
im Vorjahr verabschiedetes Transpla
tationsgesetz wieder aufgeschob
nach heftigenProtesten auch vonMedi-
zinern.

„Wir haben die Bedenken und Äng
ste, die einTransplantationsgesetz au
löst, nicht richtig eingeschätzt“,bekann-
te vor dem Mainzer Landtag SPD-Fra
tionsgeschäftsführer Karl Peter Bruch
„dafür haben wir uns zuentschuldigen.

Mit ihrem mißglückten Gesetzesvo
stoß wollten die MainzerSozialliberalen
eine sogenannteWiderspruchslösun
durchsetzen.Danach wäre es den Är
ten erlaubt, jedem Verstorbenen Org
ne zu entnehmen, der zuLebzeiten
nicht ausdrücklich dagegen Wider
sprucherhoben hatte.

Ein solchesVorhaben, entsetztsich
der Lübecker Neurochirurg Profess
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Niere/Bauch -
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Leber
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Herz

Nieren

Bauchspeichel-
drüse

* Multi-Organ-Transplantationen,
bei denen wegen komplexer
Erkrankungen mehrere Organe
gleichzeitig verpflanzt werden
müssen

Organverpflanzungen in Deutschland 1994

Warteliste für Transplantationspatienten
am 31.12.1994
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Spende verweigert   Lange Warteliste für potentielle Organempfänger
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Hans Arnold, „könnte dasKlima zwi-
schenArzt und Angehörigen vergiften“.
Auch Gesetzesmacher Seehoferdistan-
ziert sich von der Widerspruchsrege
lung; er plädiert für einen sanften Um
gang mit denToten undihrenAngehöri-
gen.

Nach Seehofers Plänensoll eine Or-
ganentnahme ohne Rückfrage nur er-
laubt sein, wenn derVerstorbene ein
schriftliche Zustimmung hinterlasse
hat. Fehlt einesolcheErklärung, müs
sen die Angehörigen informiertwerden;
sie könneninnerhalb einer bestimmte
Frist – ihreDauerbemißtsichnach dem
Organ, das entnommenwerden soll –
Widerspruch einlegen. AlsAngehörige
gelten nicht nur Blutsverwandte un
Ehegatten, sonderngegebenenfalls auc
unverheiratete Lebenspartner der V
storbenen.

Zudem soll, laut Seehofers Geset
entwurf, künftig jedesKrankenhausver-
pflichtet sein, geeigneteVerstorbene zu
melden. Auchsoll in jeder Klinik ein
Transplantationsbeauftragter beste
werden, der dieAbwicklung vonOrgan-
entnahmenorganisiert und überwacht.

Ob das BonnerRegelwerk helfen
wird, dasUnbehagen an derTransplan-
tationsmedizin zu lindern, bleibtgleich-
wohl zweifelhaft.Zwar ist die Zahl der
von deutschen Kliniken gemeldeten O
ganspenden in den letztenJahrengleich-
geblieben; doch die Fälle, indenen An-
gehörigeVerstorbener einer Organen
nahmewidersprechen, werdendeutlich
häufiger.

So hatte1992jeder fünfteAngehörige
bei einer geplantenOrganentnahme W
derspruch eingelegt;inzwischen lehnt
jeder dritte ab. Die Weigerung, de
Leichnam einesnahen Verwandten fü
eineOrganentnahmefreizugeben, ist of
fenbar unabhängig vom Alter des Ver-
storbenen oder von derArt, wie er ums
Leben kam.

Ein tiefes Mißtrauen gegen den
„Kannibalismus“ der medizinische
„Leichenfledderer“ – so die Wortwah
von Befragten gegenüberMeinungsfor-
schern – hat in der deutschen Volksse
Wurzeln geschlagen. Nur 5Prozent der
Deutschenbesitzen einen Organspe
derausweis, 63 Prozent befürcht
„einen Mißbrauch mit gespendeten O
ganen“, wie aus einer Allensbach-Um
fragehervorgeht.

Wandersagen von finsteren Orga
räubern, aberauch Berichte über deu
sche Pathologen, die bei ihrerArbeit
heimlich Leichenteile beiseitegebracht
und, unter anderem, anKosmetikfir-
men weitergereichthatten (SPIEGEL
49/1993) – dasalles mag die Skepsis nä
ren, die in der Bevölkerung um sich
greift.

Verschärft wird dasUnbehagendurch
die Fortschritte der Transplantation
medizin. Mit ihnenwächst derOrganbe-
darf – und zugleich der moralische
Druck auf die Bürger, dieeigenen Orga
ne oder die verstorbenerFamilienange
höriger zur Rettung todkrankerMit-
menschen herzugeben.

Dagegen wehrensich mittlerweile
nicht nurZyniker, sondern auchbesorg-
te Christenmenschen wie die Mitglied
der „Berliner Initiative“, zu der rund
100 Mediziner, 135 Hochschultheol
gen,viele Klinikpfarrer sowie3500wei-
tere Hauptstädter zählen. Ineinem Ma-
nifestbekennen siesich zu der Überzeu-
gung, daß dieOrganspendenicht in den
Rang einer moralischen „Bringschuld“
erhoben werden dürfe.

Akzeptieren würden dieBerliner ein-
zig eine Regelung, die auf einer zu Le
zeiten niedergelegten Zustimmung d
Organspendersberuht. Die amerikani-
sche Ärztevereinigung (Ama) wäre d
mit zufrieden, sofern es eine „Entsche
dungspflicht“ für alle Bürger gäbe: Je
dermann, soschlug die Ama unlängs
vor, sollte sich etwa beim Einreiche
der Steuererklärungoder dem Empfan
des Führerscheinsschriftlich für oder
gegen eine persönliche Organspende
aussprechen.

Von soviel pragmatischer Vernun
sind Minister SeehofersHausjuristen
weit entfernt. Ihrkomplizierter Gesetz
entwurf, an dem nochgefeilt wird, hat
die Kritiker längst alarmiert. Mit der
darin vorgesehenenknappenEntschei-
dungsfrist für dieAngehörigen Verstor-
bener, urteilen sie, werde dieschon
in Mainz gestrandeteWiderspruchslö
sung abermals aufgetischt, nurver-
schleiert.

Vielleicht wäre esratsam, soempfahl
die Frankfurter Allgemeinedem Mini-
ster, auf einTransplantationsgesetz z
verzichten, daseher den öffentlichen
Widerstand als die Bereitschaft zur O
ganspende steigern würde.

Wichtiger als dasWalten des Gesetz
gebers ist in der Transplantationsme
zin ohnehin daspsychologische Feinge
fühl der Praktiker, dienicht nur mit den
oft schockiertenHinterbliebenen übe
Organentnahmen verhandeln, sond
zugleich ihre schwerkranken Patiente
auf die schicksalhafteOperationvorbe-
reiten müssen.

In einem SPIEGEL-Interview (Seite
164) schilderteine Transplantationspa
tientin ihr Verhältnis zu ihren Ärzten,
aberauch zu denAngehörigen destoten
Organspenders.

Sie hat, „aus derEntfernung“, mit
den Angehörigengetrauert – kennenler
nen wollte sie die Familie ihresLebens-
retters nicht. Y
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